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Norm

AsylG 2005 835

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs3

. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026

—_

2. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
3. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
4. AsylG 2005 § 35 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
5. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
6. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
7. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W161 2324370-1/6E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Monika LASSMANN Uber die Beschwerde von XXXX , geb.
XXXX, StA. Syrien, vertreten durch Osterreichisches Rotes Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft
Damaskus vom 24.03.2025, ZI. XXXX , beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Monika
LASSMANN (ber die Beschwerde von rémisch 40, geb. rémisch 40, StA. Syrien, vertreten durch Osterreichisches
Rotes Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 24.03.2025, ZI. rémisch 40,
beschlossen:

A) Der Beschwerde wird gemaR 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid behoben und
die Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die Behorde zurtickverwiesen.A) Der Beschwerde wird
gemall Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid behoben und die

Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die Behdrde zurtickverwiesen.

B) Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG unzuldssigB) Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG

unzulassig.

Text

Begrindung:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Die Beschwerdefiihrerin (in der Folge: BF) stellte am 15.05.2023 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus (in der
Folge: OB Damaskus) einen schriftlichen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gem&R § 35 Abs. 1 AsylG 2005.
Begrindend fuhrte die BF aus, dass sie die Ehegattin des XXXX, geb. XXXX, StA. Syrien, sei, dem im Bundesgebiet mit
Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: BFA) vom 22.02.2023 der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden sei. 1. Die Beschwerdefuhrerin (in der Folge: BF) stellte am 15.05.2023 bei der
Osterreichischen Botschaft Damaskus (in der Folge: OB Damaskus) einen schriftlichen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemal’ Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005. Begrtindend fuhrte die BF aus, dass sie die Ehegattin des
rémisch 40, geb. romisch 40, StA. Syrien, sei, dem im Bundesgebiet mit Bescheid des Bundesamtes fiir Fremdenwesen

und Asyl (in der Folge: BFA) vom 22.02.2023 der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden sei.

2. In der Folge ubermittelte die OB Damaskus diesen Antrag am 29.01.2024 an das BFA zur Erstattung einer
Stellungnahme gemaR 8 35 Abs. 4 AsylG 2005 und einer diesbeziiglichen Wahrscheinlichkeitsprognose, ob die
Zuerkennung des Status einer Asylberechtigten an die BF im Familienverfahren wahrscheinlich erscheine. 2. In der
Folge Ubermittelte die OB Damaskus diesen Antrag am 29.01.2024 an das BFA zur Erstattung einer Stellungnahme
gemal Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 und einer diesbezlglichen Wahrscheinlichkeitsprognose, ob die
Zuerkennung des Status einer Asylberechtigten an die BF im Familienverfahren wahrscheinlich erscheine.

3. Mit Schreiben vom 17.02.2025 erstattete das BFA eine solche Stellungnahme sowie eine entsprechende Mitteilung
an die OB Damaskus und fiihrte darin aus, dass die Gewahrung des Status der Asylberechtigten an die BF aus dem
Grund nicht wahrscheinlich sei, da gegeniber der Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des
Asylberechtigten gemaR 8 7 AsylG anhangig sei.3. Mit Schreiben vom 17.02.2025 erstattete das BFA eine solche
Stellungnahme sowie eine entsprechende Mitteilung an die OB Damaskus und flihrte darin aus, dass die Gewdhrung
des Status der Asylberechtigten an die BF aus dem Grund nicht wahrscheinlich sei, da gegenltber der Bezugsperson
ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten gemaf Paragraph 7, AsylG anhangig sei.

4. Nach Wahrung des Parteiengehérs wies die OB Damaskus aufgrund der negativen Wahrscheinlichkeitsprognose des
BFA den Antrag der BF mit Bescheid vom 24.03.2025 gemaR § 26 FPG in Verbindung mit8 35 AsylG 2005 ab.4. Nach
Wahrung des Parteiengehérs wies die OB Damaskus aufgrund der negativen Wahrscheinlichkeitsprognose des BFA
den Antrag der BF mit Bescheid vom 24.03.2025 gemal3 Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35, AsylG 2005
ab.

5. Gegen diesen Bescheid erhob die BF im Wege des Osterreichischen Roten Kreuzes mit Schriftsatz vom 16.04.2025
fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (in der Folge: BVWQ).
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6. Mit Schreiben des Bundesministeriums flr Inneres vom 29.10.2025 wurde dem BVwG die Beschwerde samt dem
Verwaltungsakt Ubermittelt.

7. Mit Schreiben des BVwWG vom 22.01.2026 wurde das BFA vor dem Hintergrund jungster Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes - wie nachstehend - aufgefordert, zum anhangigen Aberkennungsverfahren betreffend die
Bezugsperson Stellung zu nehmen:

.Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025, ausgesprochen, dass
sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide &sterreichischer
Vertretungsbehorden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR § 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005
aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die
Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl
hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner
Entscheidung noch offen ist. ,Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211
aus 2025,, ausgesprochen, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren tUber Beschwerden gegen Bescheide
Osterreichischer Vertretungsbehdrden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemal3 Paragraph 35,
Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens
abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im
Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist.

Das Bundesverwaltungsgericht hat in ,verfassungskonformer Interpretation des§ 35 Abs 4 Z 1 AsylG" - so die weiteren
Ausfuhrungen des Verfassungsgerichtshofes - vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung des
Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen Aberkennungsverfahrens (wortlich:) ,zu beurteilen, ob das Vorliegen
eines Aberkennungsgrundes nach8& 7 AsylG 2005 nicht einmal wahrscheinlich” ist. Zudem hat das
Bundesverwaltungsgericht zu prifen, ob das ,Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefuhrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzdgerung der Entscheidung
Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt”. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Riicksicht zu
nehmen, ob eine allfdllige Verfahrensverzégerung tberwiegend der zustandigen Behdrde oder der asylberechtigten
Bezugsperson zuzurechnen ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat in ,verfassungskonformer Interpretation des
Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG” - so die weiteren Ausfuhrungen des Verfassungsgerichtshofes - vielmehr im
Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung des Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen
Aberkennungsverfahrens (wértlich:) ,,zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7,
AsylG 2005 nicht einmal wahrscheinlich” ist. Zudem hat das Bundesverwaltungsgericht zu prufen, ob das
+~Aberkennungsverfahren zligig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefiihrt wird und im Lichte von
Artikel 8, EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung tber die Familienzusammenfihrung vorliegt”.
Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige
Verfahrensverzégerung tUberwiegend der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen
ist.

Im Hinblick auf diese im Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025,
aufgestellten Ermittlungserfordernisse ergeht somit das Ersuchen an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl,
binnen einer Frist von vier Wochen ab Zustellung dieser Verfigung eine Stellungnahme zu folgenden Fragen
betreffend das Aberkennungsverfahren der og. Bezugsperson der beschwerdefiihrenden Parteien (...) abzugeben: Im
Hinblick auf diese im Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211 aus 2025,,
aufgestellten Ermittlungserfordernisse ergeht somit das Ersuchen an das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl,
binnen einer Frist von vier Wochen ab Zustellung dieser Verfigung eine Stellungnahme zu folgenden Fragen
betreffend das Aberkennungsverfahren der og. Bezugsperson der beschwerdeflihrenden Parteien (...) abzugeben:

1. Ist das Aberkennungsverfahren gegen die Bezugsperson noch anhangig?
Falls dies der Fall ist:
Aus welchem Grund wurde Asyl zuerkannt?

Wann ist mit einem Abschluss des Aberkennungsverfahrens von behordlicher Seite zu rechnen?
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2. Wann und aus welchem Grund wurde das Aberkennungsverfahren eingeleitet?

3. Welche konkreten Verfahrensschritte wurden bislang und gegebenenfalls wann gesetzt (wie beispielsweise:
Einvernahmen, Parteiengehor, Ermittlungen zur Lage in Syrien, etc.)?

4. Gibt es sonstige Besonderheiten dieses Verfahrens (zB besondere Griinde fir eine Verfahrensverzégerung)?”
8. Mit Schriftsatz vom 02.03.2026 nahm das BFA wie folgt Stellung:
»1. Sachverhalt

Herr XXXX , geboren am XXXX , syrischer Staatsburger, hat am 07.09.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt. Das Verfahren wurde am 09.09.2022 zugelassen. Am 21.02.2023 wurde Herr XXXX im Beisein eines
Dolmetschers fir die Sprache arabisch einvernommen. Im Zuge der Einvernahme fiihrte Herr XXXX zu seinen
Fluchtgrinden befragt an, dass er seinen Militdrdienst leisten musste. Mit Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 22.02.2023, GZ XXXX wurde Herrn XXXX der Status des Asylberechtigten zuerkannt.
Dieser Bescheid erwuchs mit Wirksamkeit vom 01.03.2023 in Rechtskraft 1. Instanz. Mit Aktenvermerk vom 17.02.2025,
GZ XXXX , wurde aufgrund des Machtwechsels in Syrien ein Aberkennungsverfahren eingeleitet. Der Status eines
Asylberechtigten wurde Genannten aufgrund Verfolgung wegen politischer Gesinnung (oppositionelle Meinung) durch
staatliche Stellen iZm Verweigerung der Wehrdienstleistung in der syrischen Armee zuerkannt. Durch den
Regimewechsel hat sich ein moglicher Wegfall der Umstande gem. Abschnitt C der GFK, aufgrund derer der
Asylberechtigte als Fliichtling anerkannt worden ist, ergeben, weshalb eine Asylaberkennung gem. 8 7 Abs. 1 Z 2 AsylG
zu prifen ist. Eine Mitteilung Uber die Einleitung des Aberkennungsverfahrens wurde Herrn XXXX am 20.02.2025
zugestellt. Als weiterer Ermittlungsschritt zur Klarung des mafgeblichen Sachverhaltes im Aberkennungsverfahren
wurde ein Termin fur die Einvernahme am 17.04.2026 um 13:00 festgesetzt. Die Einvernahme am 17.04.2026 bleibt
abzuwarten, damit der mafgebliche Sachverhalt geklart und das Aberkennungsverfahren abgeschlossen werden
kann.Herr rémisch 40, geboren am roémisch 40, syrischer Staatsbirger, hat am 07.09.2022 einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt. Das Verfahren wurde am 09.09.2022 zugelassen. Am 21.02.2023 wurde Herr rémisch
40im Beisein eines Dolmetschers fur die Sprache arabisch einvernommen. Im Zuge der Einvernahme fihrte Herr
romisch 40 zu seinen Fluchtgrinden befragt an, dass er seinen Militardienst leisten musste. Mit Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 22.02.2023, GZ réomisch 40 wurde Herrn romisch 40 der Status des
Asylberechtigten zuerkannt. Dieser Bescheid erwuchs mit Wirksamkeit vom 01.03.2023 in Rechtskraft 1. Instanz. Mit
Aktenvermerk vom 17.02.2025, GZ rdmisch 40, wurde aufgrund des Machtwechsels in Syrien ein
Aberkennungsverfahren eingeleitet. Der Status eines Asylberechtigten wurde Genannten aufgrund Verfolgung wegen
politischer Gesinnung (oppositionelle Meinung) durch staatliche Stellen iZm Verweigerung der Wehrdienstleistung in
der syrischen Armee zuerkannt. Durch den Regimewechsel hat sich ein mdéglicher Wegfall der Umstdnde gem.
Abschnitt C der GFK, aufgrund derer der Asylberechtigte als Flichtling anerkannt worden ist, ergeben, weshalb eine
Asylaberkennung gem. Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG zu prufen ist. Eine Mitteilung Uber die Einleitung des
Aberkennungsverfahrens wurde Herrn rédmisch 40 am 20.02.2025 zugestellt. Als weiterer Ermittlungsschritt zur
Klarung des maRgeblichen Sachverhaltes im Aberkennungsverfahren wurde ein Termin fir die Einvernahme am
17.04.2026 um 13:00 festgesetzt. Die Einvernahme am 17.04.2026 bleibt abzuwarten, damit der mafRgebliche
Sachverhalt geklart und das Aberkennungsverfahren abgeschlossen werden kann.

2. Stellungnahme zum Aberkennungsverfahren

Ausgehend von Art 1 Abschnitt C Z 5 GFK koénnen nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH)
grundlegende politische Veranderungen im Herkunftsstaat die Annahme begriinden, dass der Anlass fir die Furcht vor
Verfolgung nicht (mehr) langer bestehe (vgl VwGH 31.01.2019, Ra 2018/14/0121; 29.06.2020,Ro 2019/01/0014).
Allerdings darf es sich dabei nicht nur um voriibergehende Verénderungen handeln. Ob eine relevante Anderung der
Verhéltnisse im Herkunftsstaat eingetreten ist, hat die Behérde bzw. das Verwaltungsgericht von Amts wegen zu
ermitteln, wobei die konkreten Fluchtgrinde zu berucksichtigen sind (vgl VwGH 31.01.2019, Ra 2018/14/0121).
Insbesondere bei tiefgreifenden politischen Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel, ist ein
langerer Beobachtungszeitraum erforderlich (vgl VwGH 16.02.2006, 2006/19/0032; UNHCR Richtlinien zum
Internationalen Schutz Nr. 3, Rz 13 ff). Entscheidend ist weiters, ob der Asylberechtigte den Schutz des
Herkunftsstaates tatsachlich in Anspruch nehmen kann (vgl EuGH 02.03.2010, Rs C-175/08, Abdulla; 20.01.2021, Rs C-
255/19, OA).Ausgehend von Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, GFK k&nnen nach der Judikatur des
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Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) grundlegende politische Verdnderungen im Herkunftsstaat die Annahme
begriinden, dass der Anlass fur die Furcht vor Verfolgung nicht (mehr) langer bestehe vergleiche VwGH 31.01.2019, Ra
2018/14/0121;  29.06.2020,Ro 2019/01/0014). Allerdings darf es sich dabei nicht nur um vorubergehende
Veranderungen handeln. Ob eine relevante Anderung der Verhiltnisse im Herkunftsstaat eingetreten ist, hat die
Behorde bzw. das Verwaltungsgericht von Amts wegen zu ermitteln, wobei die konkreten Fluchtgriinde zu
berlcksichtigen sind vergleiche VWGH 31.01.2019, Ra 2018/14/0121). Insbesondere bei tiefgreifenden politischen
Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel, ist ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich
vergleiche VWGH 16.02.2006, 2006/19/0032; UNHCR Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 3, Rz 13 ff).
Entscheidend ist weiters, ob der Asylberechtigte den Schutz des Herkunftsstaates tatsachlich in Anspruch nehmen
kann vergleiche EuGH 02.03.2010, Rs C-175/08, Abdulla; 20.01.2021, Rs C-255/19, OA).

Ausgehend von dieser Rechtsprechung kann bei maRgeblichen politischen Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa
einem Regimewechsel, ein Endigungsgrund nach Art 1 Abschnitt C Z 5 der GFK eintreten. Bei konkreten
Anhaltspunkten ist das BFA verpflichtet, von Amts wegen ein Aberkennungsverfahren einzuleiten, um die
grundlegende und dauerhafte Lagednderung zu prifen. Die Einleitung eines Aberkennungsverfahrens nach § 7 Abs 1 Z
2 AsylG stellt daher bei Vorliegen von Anhaltspunkten keine Ermessensentscheidung, sondern eine gesetzliche
Verpflichtung der Behdrde dar. Da sich die Griinde der Bezugsperson XXXX , [FA: XXXX , fUr die Zuerkennung des Status
eines Asylberechtigten ausschlieRRlich auf das Assad-Regime beziehen, hat das BFA nach dem Sturz des Assad-Regimes
in Syrien ein Verfahren zur Prifung des Aberkennungstatbestandes gemaR &8 7 Abs 1 Z 2 AsylG iVm Art 1 Abschnitt C Z
5 der GFK eingeleitet. Das BFA geht grundsatzlich davon aus, dass mit dem Sturz des Assad Regimes eine grundlegende
Anderung der Lage in Syrien eingetreten ist und wird nach Vorliegen erginzender Landerinformationen der BFA-
Staatendokumentation im 1. Quartal 2026 prifen, ob diese auch dauerhafter Natur ist."Ausgehend von dieser
Rechtsprechung kann bei maRRgeblichen politischen Verdnderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel,
ein Endigungsgrund nach Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, der GFK eintreten. Bei konkreten Anhaltspunkten ist das BFA
verpflichtet, von Amts wegen ein Aberkennungsverfahren einzuleiten, um die grundlegende und dauerhafte
Lagedanderung zu prifen. Die Einleitung eines Aberkennungsverfahrens nach Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG
stellt daher bei Vorliegen von Anhaltspunkten keine Ermessensentscheidung, sondern eine gesetzliche Verpflichtung
der Behorde dar. Da sich die Griinde der Bezugsperson romisch 40, IFA: rémisch 40, fir die Zuerkennung des Status
eines Asylberechtigten ausschlieRRlich auf das Assad-Regime beziehen, hat das BFA nach dem Sturz des Assad-Regimes
in Syrien ein Verfahren zur Prifung des Aberkennungstatbestandes gemal3 Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG in
Verbindung mit Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, der GFK eingeleitet. Das BFA geht grundsatzlich davon aus, dass mit
dem Sturz des Assad Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten ist und wird nach Vorliegen
erganzender Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation im 1. Quartal 2026 prifen, ob diese auch
dauerhafter Natur ist.”

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenromisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Festgestellt wird zunachst der oben wiedergegebene Verfahrensgang.

Insbesondere wird dabei festgestellt, dass das BFA mit 17.02.2025 aufgrund des notorischen Regimewechsels im
Dezember 2024 in Syrien ein Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson im Februar 2025 eingeleitet hat,
wobei ein (erstes) Landerinformationsblatt zu den gednderten Verhaltnissen in Syrien als Sachverhaltsgrundlage fir
die allfallige Aberkennung eines Schutzstatus erst im Mai 2025 veroffentlicht wurde.

In der Folge wurden seitens des BFA keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt, wobei keine Umstande ersichtlich sind,
dass die Verfahrensverzogerung der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ware. Eine Einvernahme der
Bezugsperson im Rahmen des Aberkennungsverfahren ist bislang nicht erfolgt bzw. fir den 17.04.2026 geplant.

Die Bezugsperson hat in ihrem Asylverfahren Furcht vor Verfolgung durch das vormalige Assad-Regime wegen
drohender Einziehung zum Wehrdienst geltend gemacht und aus diesem Grund im Bundesgebiet den Status des
Asylberechtigten mit Bescheid des BFA vom 22.02.2023 erhalten.

Feststellungen zur Familienangehdrigeneigenschaft der BF zur Bezugsperson wurden seitens der belangten Behorde
nicht getroffen.
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Der Antrag der BF wurden seitens der belangten Behorde allein aus dem Grund abgewiesen, dass bezlglich der
Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren anhangig und ausschlieBlich aus diesem Grunde eine negative
Stellungnahme seitens des BFA gemal3 § 35 Abs. 4 AsylG erfolgt ist.Der Antrag der BF wurden seitens der belangten
Behorde allein aus dem Grund abgewiesen, dass bezlglich der Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren
anhangig und ausschliel3lich aus diesem Grunde eine negative Stellungnahme seitens des BFA gemaf Paragraph 35,
Absatz 4, AsylG erfolgt ist.

Das BFA beabsichtigt, erst nach Vorliegen erganzender Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation im ersten
Quartal 2026 priifen, ob die mit dem Machtwechsel von Dezember 2024 erfolgte grundlegende Anderung der Lage in

Syrien von dauerhafter Natur ist.

Wann in der Folge mit einem Abschluss des konkreten Aberkennungsverfahren betreffend den Schutzstatus der
Bezugsperson zu rechnen ist (Aberkennung des Schutzstatus oder Einstellung des Asylaberkennungsverfahren), ist
somit derzeit nicht absehbar. Es ist jedenfalls davon auszugehen, dass ein Abschluss des in Rede stehenden

Aberkennungsverfahrens jedenfalls noch mehrere Monate in Anspruch nehmen wird.
2.) Beweiswdirdigung:

Die Feststellungen zum Verfahrensgang ergeben sich aus dem Akt der OB Damaskus und dem ho. Gerichtsakt,
insbesondere aus der Stellungnahme des BFA zum konkreten Asylaberkennungsverfahren betreffend die

Bezugsperson.

Die Feststellung, dass die Bezugsperson der BF in ihrem Asylverfahren Furcht vor drohender Einziehung zum
Wehrdienst geltend gemacht und auch aus diesem Grunde den Status der Asylberechtigten erhalten hat, ergibt sich

aus der Stellungnahme des BFA zum konkreten Asylaberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson.

Die Feststellung, dass keine Umstande vorliegen, wonach die Verfahrensverzdgerung der asylberechtigten
Bezugsperson zurechenbar ware, ergibt sich aus dem Akteninhalt; es sind insbesondere auch sonst keine Umstande

ersichtlich sind, wonach die Bezugsperson Verfahrensschritte etwa vereitelt hatte.

Die Feststellung, dass nicht absehbar ist, wann mit einem Abschluss des konkreten Asylaberkennungsverfahren
betreffend die Bezugsperson zu rechnen ist, ergibt sich daraus, dass das BFA in seiner Stellungnahme vom 02.03.2026
ausdrucklich mitgeteilt hat, dass erst nach Vorliegen erganzender Landerinformationen im ersten Quartal 2026 gepruft
werden kénne, ob die grundlegende Lageanderung in Syrien auch von dauerhafter Natur sei. Vor dem Hintergrund,
dass diesbezulgliche Informationen auch dem Parteiengehdr zu unterziehen sind, ergibt sich, dass ein Abschluss des in
Rede stehenden Verfahrens - aller Voraussicht nach - noch mehrere Monate dauern wird und eine konkrete Prognose,
bis wann das Verfahren tatsachlich bzw. langstens beendet sein wird, derzeit nicht abgegeben werden kann.

3.) Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Behebung des Bescheids und Zurtckverweisung:

Die mafgeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 idgF (AsylG 2005) lauten wie folgt:
Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden

8§ 35. (1) Der Familienangehorige gemald Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR § 34 Abs. 1 Z
1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdérde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfiillen.Paragraph 35, (1) Der Familienangehérige gemal3 Absatz 5,
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben
betrauten Osterreichischen Vertretungsbehérde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die Antragstellung
auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erfullen.

(2) Der Familienangehdrige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
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wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal3 § 34
Abs. 1 Z 2 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 frUhestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehodrde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 8 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. DarUtber hinaus gilt Abs.
4.(2) Der Familienangehdrige gemal3 Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehdrde stellen, sofern die Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewdhren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemaf3 § 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfiillt.(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfllt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafir Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfillt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister flur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissérs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AuBerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausflllt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Fllichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehorde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8§ 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn(4)
Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9),1. gegen den Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2. das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den &ffentlichen Interessen nach
Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und2. das zu befassende Bundesministerium fiir Inneres mitgeteilt hat, dass eine
Einreise den o6ffentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und
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3.im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfiillt sind,
es sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemalR 8 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten.3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz
2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemal} Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemaR8 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehorde hat den
Fremden Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR § 17 Abs. 1 und 2 zu informieren.Bis zum Einlangen
dieser Mitteilung ist die Frist gemal Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdérde hat den Fremden

Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemé&R Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsidiar Schutzberechtigten oder des

Asylberechtigten bestanden hat.

88 11 Abs. 1 ,11a und 26 Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idgF lautenParagraphen 11, Absatz eins, ,11a und 26
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idgF lauten:

Verfahren vor den 6sterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11 (1) In Verfahren vor sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die
fir die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemal anzuwenden. Der Antragssteller hat tber
Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fur in Osterreich zur berufsméaRigen Parteienvertretung
befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung
tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieBenden
Stellungnahme hatte.Paragraph 11, (1) In Verfahren vor Osterreichischen Vertretungsbehérden haben Antragsteller
unter Anleitung der Behdrde die fur die Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und
Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19, Visakodex sinngemaf}
anzuwenden. Der Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen,
erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG
gilt nur fur in Osterreich zur berufsmaRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach
freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die
dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit
zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte.

(...)
Beschwerden gegen Bescheide dsterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11a (1) Der Beschwerdeflhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer dsterreichischen Vertretungsbehorde
samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieBen.Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdefiihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer o&sterreichischen Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mundliche Verhandlung durchzufiihren. Es dirfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehérde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes flr Dolmetscher
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und Ubersetzer sowie fur die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehdrde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt.(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Gber die Vertretungsbehérde zu
erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.

(...)
Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 2005

§ 26 Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemal3§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Fremden ohne Weiteres zur einmaligen Einreise ein Visum mit
viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.Paragraph 26, Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemald
Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem
Fremden ohne Weiteres zur einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.

Die malgeblichen Bestimmungen des Bundesgesetzes Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG) idgF lauten wie folgt:

§ 28 (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden geméaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maBgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal’ Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behorde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behdrde zurlckverweisen. Die Behorde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vor, hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemaf3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die
wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behérde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behorde zuriickverweisen.
Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist.

In rechtlicher Hinsicht ergibt sich Folgendes:

Unzweifelhaft ist in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemal3§ 7 AsylG 2005 anhangig,
sodass die belangte Behdrde auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des BFA gemaR § 35 Abs. 4 AsylG 2005
zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass der Antrag der BF gemal3§ 35 Abs. 1 AsylG 2005 abzuweisen
ist.Unzweifelhaft ist in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemaR Paragraph 7, AsylG 2005
anhangig, sodass die belangte Behdrde auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des BFA gemal Paragraph 35,
Absatz 4, AsylG 2005 zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass der Antrag der BF gemaR Paragraph 35, Absatz
eins, AsylG 2005 abzuweisen ist.
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Durch die jungste Judikatur des Verfassungsgerichtshofes wurde dem BVwG im Beschwerdeverfahren jedoch ein Gber
den Gesetzeswortlaut hinausgehender Priufungsmal3stab auferlegt, indem der Verfassungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025, ausgesprochen hat, dass sich das BVwG im Verfahren
Uber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehoérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemaB8 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhéangigen
Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren
durch das BFA hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde.Durch die jungste Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes wurde dem BVwG im Beschwerdeverfahren jedoch ein Uber den Gesetzeswortlaut
hinausgehender Prifungsmalistab auferlegt, indem der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 16.12.2025,
E 1209-1210/2025, E 1211 aus 2025,, ausgesprochen hat, dass sich das BVwG im Verfahren Gber Beschwerden gegen
Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemal}
Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhdngigen
Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren
durch das BFA hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde.

Vielmehr ist zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach§ 7 AsylG 2005 ,nicht einmal
wahrscheinlich” ist, sowie, ob das ,Aberkennungsverfahren zigig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer
gefuhrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die
Familienzusammenfuhrung vorliegt”.Vielmehr ist zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach
Paragraph 7, AsylG 2005 ,nicht einmal wahrscheinlich” ist, sowie, ob das ,Aberkennungsverfahren ztigig und innerhalb
einer angemessenen Verfahrensdauer gefihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine ungebuhrlich lange
Verzogerung der Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt”.

Damit legt der Verfassungsgerichtshof vier konkrete Kriterien fest, die erfullt sein missen, damit Antrage gemafs8 35
AsylG 2005 wegen der Anhangigkeit eines Asylaberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson der Antragsteller
abzuweisen sind:Damit legt der Verfassungsgerichtshof vier konkrete Kriterien fest, die erfullt sein mussen, damit
Antrage gemal Paragraph 35, AsylG 2005 wegen der Anhangigkeit eines Asylaberkennungsverfahren betreffend die
Bezugsperson der Antragsteller abzuweisen sind:

1. Das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach& 7 AsylG 2005 darf nicht ,nicht einmal wahrscheinlich” sein.
Positiv formuliert bedeutet dies, dass das Vorliegen eines Asylaberkennungsgrundes letztlich wahrscheinlich sein
muss,1. Das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005 darf nicht ,nicht einmal
wahrscheinlich” sein. Positiv formuliert bedeutet dies, dass das Vorliegen eines Asylaberkennungsgrundes letztlich
wahrscheinlich sein muss,

2. das Aberkennungsverfahren muss zlgig gefiihrt werden,

3. das Aberkennungsverfahren muss innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefuhrt werden, wobei
darauf Rucksicht zu nehmen ist, ob eine allfallige Verfahrensverzégerung Gberwiegend der zustandigen Behdrde oder
der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist. Der Aspekt der angemessenen Verfahrensdauer kann nur so
verstanden werden, dass das Aberkennungsverfahren zunachst von der Behorde innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer (sofern keine der Bezugsperson zurechenbaren Verzégerungen vorliegen) beendet werden muss, sei
es durch Aberkennung des Schutzstatus oder durch Einstellung des Aberkennungsverfahrens, und

4. es darf keine im Lichte von Art. 8 EMRK ungebthrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die
Familienzusammenfuhrung vorliegen.4. es darf keine im Lichte von Artikel 8, EMRK ungebuhrlich lange Verzoégerung
der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung vorliegen.

Zunéchst ist festzuhalten, dass angesichts des Zerfalls des vormaligen Regimes in Syrien und der Vertreibung Assads
gerade in jenen Fallen, in denen die Bezugsperson, wie in casu, Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-
Regime geltend gemacht hat, und deshalb als Fllichtling anerkannt worden ist, nicht - im Sinne der Judikatur des VfGH
- gesagt werden kann, dass nunmehr eine Aberkennung des Asylstatus ,nicht einmal wahrscheinlich” sei.

Im konkreten Fall wurde das Asylaberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson mit 17.02.2025 eingeleitet und
ist damit seit mehr als einem Jahr anhadngig, wobei ein Abschluss dieses Verfahrens aller Voraussicht nach noch
mehrere Monate in Anspruch nehmen wird und ein tatsachliches konkretes Abschlussdatum nicht absehbar ist.
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Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der obzitierten Judikatur
des VfGH Uuberschritten erschiene, ist jedoch jedenfalls auszufuhren, dass eine ,zlgige Verfahrensfuhrung” im
vorliegenden Fall schon deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung des Aberkennungsverfahrens kein weiterer
Verfahrensschritt erfolgt ist, und zudem auch kein zeitnaher Abschluss des Verfahrens absehbar ist.

Es wird dabei nicht verkannt, dass das BFA mit der Herausforderung konfrontiert ist, bei grundlegenden
Lageveranderungen in einem Herkunftsland eine tragfahige Sachverhaltsbasis zu ermitteln und in Form
entsprechender und gesicherter Landerfeststellungen seiner Entscheidung zugrunde zu legen, was naturgemal eine
gewisse Zeitdauer, die nach menschlichem Ermessen uber bloBe Wochen hinausgeht, in Anspruch nimmt. Ebenso ist
zuzugestehen, dass nach einer derartigen Lageveranderung nicht unmittelbar von einer Nachhaltigkeit der geanderten
Situation ausgegangen werden kann, was fur die entsprechende Sachverhaltsermittlung erneut einen zeitlichen
Mehrbedarf bedeutet. Zurecht weist das BFA in dem Zusammenhang in seiner Stellungnahme auf hochstgerichtliche
Judikatur hin, wonach ,bei tiefgreifenden politischen Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel
ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich sei (vgl. VwGH 16.02.2006, 2006/19/0032) . Es wird dabei nicht
verkannt, dass das BFA mit der Herausforderung konfrontiert ist, bei grundlegenden Lageveranderungen in einem
Herkunftsland eine tragfahige Sachverhaltsbasis zu ermitteln und in Form entsprechender und gesicherter
Landerfeststellungen seiner Entscheidung zugrunde zu legen, was naturgemal eine gewisse Zeitdauer, die nach
menschlichem Ermessen Uber bloBe Wochen hinausgeht, in Anspruch nimmt. Ebenso ist zuzugestehen, dass nach
einer derartigen Lageveranderung nicht unmittelbar von einer Nachhaltigkeit der gednderten Situation ausgegangen
werden kann, was fur die entsprechende Sachverhaltsermittlung erneut einen zeitlichen Mehrbedarf bedeutet.
Zurecht weist das BFA in dem Zusammenhang in seiner Stellungnahme auf héchstgerichtliche Judikatur hin, wonach
.bei tiefgreifenden politischen Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel ein langerer
Beobachtungszeitraum erforderlich sei vergleiche VwWGH 16.02.2006, 2006/19/0032).

Somit ist bei Aberkennungsverfahren gemall 88 7 oder 9 AsylG einerseits ein langerer Beobachtungszeitraum
hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Lageanderung im Herkunftsstaat notwendig, andererseits hat das BVwG
entsprechend der Judikatur des VfGH vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025, zu beurteilen, ob derartige
Aberkennungsverfahren in Beschwerdeverfahren gemaf &8 35 AsylG 2005 von der Behdrde auch zlgig und innerhalb
einer angemessenen Verfahrensdauer betrieben werden. Somit ist bei Aberkennungsverfahren gemaR Paragraphen 7,
oder 9 AsylG einerseits ein langerer Beobachtungszeitraum hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Lageanderung im
Herkunftsstaat notwendig, andererseits hat das BVwG entsprechend der Judikatur des VfGH vom 16.12.2025, E 1209-
1210/2025, E 1211 aus 2025,, zu beurteilen, ob derartige Aberkennungsverfahren in Beschwerdeverfahren gemaf
Paragraph 35, AsylG 2005 von der Behdrde auch zigig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer betrieben

werden.

Dieses Spannungsverhaltnis der unterschiedlichen Anforderungen kann letztlich nur dadurch aufgeldst werden, dass
das BFA Aberkennungsverfahren bezlglich eines Schutzstatus erst dann einleitet, wenn eine entsprechende,
tragfahige Sachverhaltsgrundlage in Bezug auf die gednderten Verhaltnisse und ihrer Nachhaltigkeit im Herkunftsstaat
bereits vorliegt. Andernfalls verhindern der notwendige langere Beobachtungszeitraum sowie zudem die faktische
Dauer der daran anknlUpfenden Erstellung eines komplexen Landerprofils in derartigen Fallen geradezu
notwendigerweise eine zlgige Durchfiihrung des individuellen Aberkennungsverfahrens.

Im konkreten Fall wurde weiters auch innerhalb eines Jahres nach Einleitung des Aberkennungsverfahren kein
weiterer, etwa individueller Verfahrensschritt gesetzt, was ebenfalls gegen eine zlgige Durchfihrung des
Aberkennungsverfahrens spricht, zumal bloRe behérdliche Uberlastung nach standiger Judikatur auch keinen
Entschuldigungsgrund im Hinblick auf SGumnisbeschwerden darstellt.

Damit wurde im Ergebnis jedoch das Aberkennungsverfahren der asylberechtigten Bezugsperson der BF im Lichte der
obzitierten VfGH-Judikatur nicht ,zlgig"” durchgefuhrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht
mehr in Betracht kommt.

Angesichts dessen erlbrigen sich in der Folge Erwdgungen zum 4. Kriterium, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im
konkreten Fall (k)eine ungebuhrlich lange Verzégerung bei der Familienzusammenfuhrung vorliegt.Angesichts dessen
ertbrigen sich in der Folge Erwdgungen zum 4. Kriterium, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK im konkreten Fall (k)eine
ungebuhrlich lange Verzdgerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.
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Sollten die sonstigen Erteilungsvoraussetzungen gegeben sein - worlber seitens der belangten Behorde keinerlei
Feststellungen getroffen worden sind, wie etwa die tatsachliche Familienangehorigeneigenschaft der BF zur
Bezugsperson, waren der beantragte Einreisetitel zu gewahren.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Spezifika und die
verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe § 11a FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb
die Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen
Vorliegen der von der Judikatur des VWGH gegenstandlich entwickelten Kritierien nicht im Interesse der Effizienz,
Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefiihrt werden kénnen. Zudem geht es in dem vorliegenden
Fall nicht blo3 um ergdnzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche Umstande die
erstmals - und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges regelmaRig vor Ort - festzustellen sind, sodass eine
Verlagerung des behordlichen Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln,
hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem
Zusammenhang ausdrucklich auf die Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe Paragraph 11 a,
FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb die Durchfiihrung der notwendigen Ermittlungen zum
Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfdlligen Vorliegen der von der Judikatur des VwWGH gegenstandlich
entwickelten Kritierien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst
durchgefihrt werden koénnen. Zudem geht es in dem vorliegenden Fall nicht bloB um erganzende
Sachverhaltsfeststellungen, sondern um entscheidungserhebliche Umstande die erstmals - und in Visaverfahren
aufgrund des Auslandsbezuges regelmal3ig vor Ort - festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen
Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin  zum
Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.

Vor diesem Hintergrund ist der vorliegende Sachverhalt derart mangelhaft, dass das Verfahren zur Erlassung einer
neuen Entscheidungen an die OB Damaskus zurlickzuverweisen war.

GemalR§ 11a Abs. 2 FPG war dieser Beschluss ohne Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffen.
Barauslagen iSd 8 11a Abs. 3 leg.cit. sind im Beschwerdeverfahren nicht entstanden.GemaR Paragraph 11 a, Absatz 2,
FPG war dieser Beschluss ohne Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffen. Barauslagen iSd Paragraph 11
a, Absatz 3, leg.cit. sind im Beschwerdeverfahren nicht entstanden.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zulassig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird. GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Losung
einer Rechtsfrage abhéngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei
der rechtlichen Beurteilung auf die oben zitierte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs stiitzen.Im vorliegenden
Fall ist die ordentliche Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhdngt. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei der
rechtlichen Beurteilung auf die oben zitierte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs stitzen.
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